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Bekauntmachun 


über die Einlöſung der Ziusſcheine und den Bezug 
neuer Zinsſcheinbogen der preußiſchen Staats⸗ 
anleihen und der Reichsſchuldverſchreibungen. 


I. 


(1) Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld 
und der Reichsſchuld werden bis auf weiteres 
vom 21. des dem Fälligkeitstage vorangehenden 
Monats eingelöſt 

durch die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe in 
jr Single ee 29, 

ie Königliche Seehandlun eußi 

Staatsbank) in Berlin W 56, ke 

durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe in Berlin C. 2, am Zeughauſe 2, 

durch die Reichsbankhauptkaſſe in Berlin 
W. 56, Jägerſtraße 34, alle Reichsbankhaupt⸗ 
und Reichsbankſtellen und alle mit Kaſſen⸗ 
einrichtung verſehenen Reichsbanknebenſtellen, 

durch alle preußiſchen Regierungshauptkaſſen, 
Kreiskaſſen und hauptamtlich verwalteten Forſt⸗ 
kaſſen, 

durch die preußiſchen Oberzollkaſſen, 

durch alle preußiſchen Zollkaſſen, ſofern die 
vorhandenen Barmittel die Einlöſung geſtatten, 
ſowie durch diejenigen Oberpoſtkaſſen, an deren 
Sitz ſich keine Reichsbankanſtalt befindet. 

(2) Die Zinsſcheine der Reichsſchuld werden 
ferner eingelöſt in Bayern von der Königlichen 

uptbank in Nürnberg und ihren ſämtlichen 
Filialen, 

in Sachſen von den Königlichen 
eee 

in Württemberg von den König⸗ 
lichen Kameralämtern, 5 9 77 

in Baden von der Mehrzahl der ohne 
Großherzoglichen Finanz- und Haupt. 

z 5 Reichs⸗ 

ſteuerämter, Dar 

in Heffen von den Großherzog. nſtalt 
lichen Bezirkskaſſen und Steuer, | anſtalt. 
ämtern, 


in Sachſen⸗Weimar von 3 
Großherzoglichen Rechnungsämtern, 

in Elſaß⸗Lothringen von | 
Kaiſerlichen Steuerkaſſen, 

in den übrigen Bundesſtaaten von ver⸗ 
ſchiedenen von ihnen bekannt gegebenen Kaſſen. 

(3) Die Zinsſcheine der preußlſchen Staats⸗ 
ſchuld und der Reichsſchuld können in Preußen 
allgemein ſtatt baren Geldes in Zahlung 
gegeben werden bei allen hauptamtlich ver⸗ 
walteten ſtaatlichen Kaſſen, mit Ausnahme der 
Kaſſen der Staatseiſenbahnverwaltung, ſowie 
bei Entrichtung der durch die Gemeinden zur 
Hebung gelangenden direkten Staatsſteuern. 
Ermädtigt, aber nicht verpflichtet zur Annahme 
an Zahlungsſtatt ſind die Reichspoſtanſtalten. 

(4) Die Zinsſcheine find den Kaſſen nach 
Wertabſchnitten geordnet mit einem Verzeich, 
niſſe vorzulegen, in welchem Stückzahl und 
Betrag fur jeden Wertabſchnitt, Geſamtſumme, 
ſowie Namen und Wohnung des Einlieferers 
angegeben ſind. Von Vorlegung eines Ver⸗ 
zeichniſſes wird abgeſehen, wenn es ſich um 
eine geringe Anzahl von Zinsſcheinen handelt, 
deren Wert leicht zu überſehen und feſtzuſtellen 
iſt. Formulare zu den Verzeichniſſen werden 
bei den beteiligten Kaſſen vorrätig gehalten 
und nach Bedarf unentgeltlich verabfolgt. 
Weniger geſchäftskundigen Perſonen wird auf 
Wunſch von den Kaſſenbeamten bei Aufſtellung 
der Verzeichniſſe bereitwilligſt Hilfe geleiſtet 
werden. 

6) Eine Quittung über die gegen Zins⸗ 
ſcheine erfolgte Zahlung wird nicht erfordert. 

(6) Iſt die Einlöſungsſtelle an den Reichs⸗ 
bankgiroverkehr angeſchloſſen, ſo kann auf 
Wunſch des Empfangsberechtigten ſtatt der 
Barzahlung die Ueberweiſung des Einlöſungs⸗ 
betrages auf ein Reichsbankgirokonto erfolgen. 
Von der Ueberweiſung des Einlöſungsbetrages 
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wird dem Inhaber des betreffenden Kontos, ſo⸗ 
fern nicht die Ueberweiſung auf das eigene 
Konto des Empfangsberechtigten erfolgt, unter 
Namhaftmachung des letzteren Kenntnis gegeben. 
Koſten hierfür werden dem Empfangsberechtigten 
nicht in Rechnung geſtellt. 

(7) Bei Ueberſendung des Einlöſungsbetrages 
durch die Poſt trägt der Empfänger das Porto. 

(1) Die Ausreichung neuer Zinsſcheinbogen 
zu den Schuldverſchreibungen der preußiſchen 
Staatsanleihen und der Reichsanleihen erfolgt 
gegen Einlieferung der zur Abhebung berechti⸗ 
genden Erneuerungsſcheine (Zinsſcheinleiſten, 
Anweiſungen, Talons, durch ſämtliche unter I (1) 
aufgeführte Zinsſcheineinlöſungsſtellen mit Aus⸗ 
nahme der Staatsſchuldentilgungskaſſe und der 
Reichsbankhauptkaſſe. Für Berlin und Vororte 
werden die neuen Bogen, ſoweit nicht die Ver⸗ 
mittelung der Königlichen Seehandlung (Preußi⸗ 
ſchen Staatsbank) oder der Preußiſchen Zentral- 
genoſſenſchaftskaſſe in Anſpruch genommen 
wird, unmittelbar durch die Kontrolle der 
Staatspapiere in Berlin SW. 68, Oranien⸗ 
ſtraße 92/94, ausgereicht. Ebenſo können 
Staatsgläubiger, welche im Auslande wohnen, 
neben den anderen Ausreichungsſtellen auch die 
Kontrolle der Staatspapiere für die Ausreichung 
der neuen Zinsſcheinbogen in Anſpruch nehmen. 

(2) Die neuen Zinsſcheinbogen zu den 
Schuldverſchreibungen der Reichsanleihen 
können ferner durch Vermittelung ſämtlicher 
unter I (2) aufgeführten Zinsſcheineinlöſungs⸗ 
ſtellen bezogen werden. 

(3) Die Erneuerungsſcheine find von den 
Beſitzern mit einem Verzeichnis einzureichen, 
zu welchem Vordrucke von den Ausreichungs⸗ 
ſtellen unentgeltlich verabfolgt werden. Die 
Augreichungsſtelle erteilt dem Einlieferer eine 
Empfangsbeſcheinigung, welche die Stückzahl 
der eingelieferten Erneuerungsſcheine und den 
Geſamtwertbetrag der zugehörigen Schuld⸗ 
verſchreibungen ohne deren Nummern angibt. 
Bei der Empfangnahme der neuen Zinsſchein⸗ 
bogen iſt dieſe Empfangsbeſcheinigung, nachdem 
der Empfangsberechtigte den darunter befind« 
lichen Quittungsentwurf vollzogen hat, zurück⸗ 
zugeben. 

(4) Wünſcht der Einlieferer der Erneuerungs⸗ 
ſcheine eine die Nummern der Schuldverſchrei⸗ 
bungen enthaltende Empfangsbeſcheinigung, ſo 
hat er das Verzeichnis doppelt einzureichen; die 
eine Ausfertigung wird dann, mit der Empfangs⸗ 
beſcheinigung der Ausreichungsſtelle verſehen, 
ſogleich zurückgegeben und iſt bei der Abhebung 
der neuen Zinsſcheinbogen, nachdem der Em⸗ 
pfangsberechtigte darauf Quittung geleiſtet, 
wieder abzuliefern. 


III. 


(5) Im Schalterverkehr der Kontrolle der 
Staatspapiere werden den Einreichern ſtatt einer 
förmlichen Empfangsbeſcheinigung auf Wunſch 
numerierte Empfangsmarken ausgehändigt, gegen 
deren Rückgabe die Verabfolgung der neuen 
Zinsſcheinbogen erfolgt. 

(6) Weniger geſchäftskundigen Perſonen wird 
bei der Aufſtellung der Verzeichniſſe von den 
Kafjenbeaniten bereitwilligſt Hilfe geleiftet werden. 

(7) Werden die neuen Zinsſcheinbogen nicht 
unmittelbar bei der Ausreichungsſtelle in 
Empfang genommen, ſo geſchieht ihre Zuſendung 
unter voller Wertangabe, ſofern nicht hierüber 
von dem Empfangsberechtigten anderweite Be⸗ 
ſtimmung getroffen wird, als portopflichtige 
Dienſtſache auf Gefahr und Koſten des Emp⸗ 
fängers durch die Poſt. Im Verkehre mit der 
Kontrolle der Staatspapiere gilt für Berlin 
und Umgebung als Regel, daß die Erneuerungs⸗ 
ſcheine von den Staatsgläubigern perſönlich 
oder durch einen Beauftragten überbracht und 
die neuen Zinsſcheine am Schalter in Empfang 
genommen werden. Die Kontrolle der Staats⸗ 
papiere wird aber etwaigen anderweitigen 
Wünſchen des Publikums nach Möglichkeit 
Rechnung tragen. 

Die Kaſſenbeamten find gehalten, dem Publikum 
über die für die Staats- und Reichsſchuld⸗ 
papiere maßgebenden Beſtimmungen bereitwilligſt 
Auskunft zu erteilen, insbeſondere auch, inſo⸗ 
weit es ſich um die Einlöſung und die Erneue⸗ 
rung von Zinsſcheinen, die Erteilung von Er⸗ 
ſatzſtücken für beſchädigte Schuldverſchreibungen 
und Zinsſcheinbogen, abhanden gekommene oder 
vernichtete Schuldverſchreibungen und Schatz⸗ 
anweiſungen, ſowie um das preußiſche Staats⸗ 
ſchuldbuch und das Reichsſchuldbuch handelt. 
Ueber die zu ihrer Kenntnis gelangenden Ver⸗ 
mögens angelegenheiten der Staatsgläubiger 
haben die Beamten unverbrüchliches Still: 
ſchweigen zu wahren. 

Berlin, den 3. Juli 1908. 

Königlich Preußiſche Hauptverwaltung 


der Staatsſchulden und Reichsſchulden verwaltung. 


gez. v. Biſchoffshauſen. 


Bekanntmachung des Landesdirektors der 


Provinz Brandenburg. 


595. Reglement 
der 
Brandenburgiſchen Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
Verſorgungsanſtalt. 


(Ju der Faſſung des vom Provinziallandtage am 


24. Februar 1908 beſchloſſenen neuen Nachtrages.) 


I. Beſtimmung der Anſtalt. 
Sal, 
Die Brandenburgiſche Witwen⸗ und Waiſen⸗ 


Verſorgungsanſtalt iſt beſtimmt, den Witwen und 
Waiſen der penſtonsberechtigten Beamten des Pro⸗ 
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vinzialverbandes, der Kreife, der Stadt: und Land⸗ 
gemeinden, ſowie der Amts⸗ und Gutsbezirke der 
Provinz Brandenburg, ſoweit dieſe Kommunalverbände 
der Anftalt als Mitglieder beigetreten find, Witwen⸗ 
des P.doilſengeld zu gewähren. Mit Zuftimmung 
5 Provinzialausſchuſſes können auch andere öffent: 
# e Verbände und Anſtalten, deren Wirkungskreis 
u er die Provinz Brandenburg einſchließlich der 
Stadt Berlin nicht hinausgeht, für ihre penſions⸗ 


deter ul 
sten Beamten der Anſtalt als Mitglieder 


N 82. 

Der Beitritt hat für alle Beamten — aus⸗ 
genommen die Lehrer an öffentlichen Volksſchulen — 
1 welchen beim Eintritt der Vorausſetzungen 
erf — — in den Ruheſtand nach Erfüllung der 
zu denden ff elt eine lebenslängliche Penſion 
auf beſtimmte den dieſe Beamten lebenslänglich, 
ſein oder nach e oder auf Kündigung angeſtellt 
ohne Unterſchied ob ſte bat angeftelit werben, und 
find. „ob fie verheiratet oder unverheiratet 


Eine Ausnahme findet hinſichtli 
5 W e, bereits N Der fiat, 
ni ereit erklärt haben, den i . 
zuerlegenden Betrag der Witwen⸗ e 


beiträge ſich anrechne 
Beamt n zu laſſen (8 3). Diele 
Be werben. lan ſpäter der Anſtalt nur zu⸗ 


und Waiſengeldbeiträge 685 . geſariten Witwen- 
des entſprechenden Einkau geldes (8 11 Etagahlung 
8 
gezahlt erben, raebee (mn 
Nit Zuſtimmung des Provinzialaus 
können einzelne Beamtenklaſſen von 52 1 
an der Anſtalt in der Beitrittserklärung ausgenommen 
werden. Sollen ſolche Beamtenklaſſen ſpäter der 
Anſtalt zugeführt werden, ſo iſt für ſie das ent⸗ 
ſprechende Einkaufgeld zu zahlen ($ 11), und hinſicht⸗ 
I es . u Zuführung der Beamtenklaſſe 
8 5 
Hef 5 55 eamten greift die vorhergehende 
Die zur Zeit des Beitritts berei i 
h ts penſio⸗ 
nierten Beamten ſind von der Beteili = 
Anſtalt ausgeſchloſſen. 1 AR 
II. Witwen⸗ und aaifengeibbeitzäne, 


Die Mitali F ; 

2 glieder find verpflichtet, 
er von der Beteiligung an der Anſtalt aus⸗ 
ER 1 Beamten einen jährlichen Witwen⸗ und 
Dienttehnt eitrag von ſechs v. H. des penſionsfähigen 
d. 1 des Wartegeldes oder der Penſion 
des Wilwergabes euprecherden asſhen Höciftbetrage 
abzuführen. prechenden Höhe an die Anſtalt 

e Wird ein Beamter erſt 
40, Sehensjahte der Anftakt zugefügc, Jo ind Lebens 
jahre und penfionsfähige Dienftjahre zuſammenzu⸗ 
zählen und, ſoweit die Anzahl dieſer Jahre die 


für ihre 


Zahl 50 überſteigt, iſt für jedes darüber hinaus⸗ 
gehende Jahr — jedoch gekürzt um die Jahre ſeiner 
früheren Beteiligung an der Anſtalt — ein einmaliger 
Beitrag von 1 v. H. ſeines penſionsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens zur Zeit ſeiner Zuführung zu entrichten. 

8 Die Penſion wird für die Witwen⸗ und 
Waiſengeldbeiträge in der Höhe zugrunde gelegt, 
welche ſich nach Maßgabe des penſionsfähigen 
Dienſteinkommens des Beamten — mag derſelbe 
lebenslänglich, auf beſtimmte Zeit oder auf Kündigung 
angeſtellt ſein — nach den für die unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen ergibt. Bei 
Berechnung der Dienſtzeit kommt außer der nach 
den Anſtellungsbedingungen dem Beamten anzu⸗ 
rechnenden Dienſtzeit bei der zur Zahlung der 
Penſion verpflichteten Gemeinde oder Korporation 
und derjenigen Dienſtzeit, welche einem unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten kraft des Geſetzes anzurechnen 
iſt, auch die Zeit in Anrechnung, in welcher der 
Beamte innerhalb des Deutſchen Reiches anderweit 
im Staats⸗, Kommunal-, Kirchen⸗ oder Schuldienſte 
oder im Dienſte einer landesherrlichen Haus⸗ oder 
Hofverwaltung mit dem Anrechte auf Penſion ſich 
befunden hat, und zwar kommt hier die ganze Dienſt⸗ 
zeit in Betracht, deren Anrechnung der Beamte in 
ſeiner anderweiten Dienſtſtellung im Falle der Pen⸗ 
ſionierung zu verlangen berechtigt war. Dem Kommu⸗ 
naldienſte wird der Dienſt bei einer der Anſtalt 
beigetretenen Korporation gleich geachtet. Dem aus 
dem Dienſte des Deutſchen Reiches oder des Preußi⸗ 
ſchen Staats in den Kommunal-, Kirchen⸗ oder Schul⸗ 
dienſt getretenen Beamten iſt außerdem die Zeit an⸗ 
zurechnen, deren Anrechnung ihm bei der Anſtellung 
im Reichs oder Staatsdienſte zugeſichert war. 

5 Iſt der Beamte, ehe er die zur Erlangung 
es Rechtes auf Penſion erforderliche Dienſtzeit er» 
füllt hatte, unter Gewährung einer lebenslänglichen 
Penſion in den Ruheſtand verſetzt worden, fo kommt 
Due n nur inſoweit in Betracht, als ſie ein 

rittel ſeines penſionsfähigen Di i 

nicht überſteigt ſionsfähig ienſteinkommens 
Der gleiche Witwen⸗ und Waiſengeldbeitrag 
ift auch nach dem Tode des Beamten zu entrichten 
für die Zeit, in welcher den Hinterbliebenen das 
Gehalt, das Wartegeld oder die Penſion noch fort⸗ 
zugewähren iſt (Gnadenquartal, Gnadenmonat). 

° Den Mitgliedern bleibt überlaſſen, den Wit⸗ 
wen⸗ und Waiſengeldbeitrag ganz oder zum Teil 
von den Bezügen des Beamten oder der Hinter⸗ 
bliebenen desſelben einzubehalten. 1 

4 


§ 4. 
i Die Mitglieder find verpflichtet, dem Landes⸗ 
direktor alle für die Nechebegechnngen zur Anſtalt 
erheblichen Mitteilungen über ihre Beamten zu 
machen. 
: 8 5. 
4 Die Witwen⸗ und Waiſengeldbeiträge ſind viertel⸗ 
jährlich im voraus an die Anſtalt abzuführen, vor⸗ 
3l* 


behaltlich der Ausgleichung der Ab⸗ und Zugänge 
beim Beginn des mai ede Quartals. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung des Witwen⸗ 
und Waiſengeldbeitrages erliſcht: 

1. für den Beamten, welcher ohne Penſion 
aus dem Dienſte ſcheldet, oder mit Bes 
laſſung eines Teils derſelben aus dem 
Dienſte entlaſſen oder unter Bewilligung 
einer Penſion auf beſtimmte Zeit in den 
Ruheſtand verſetzt wird, mit dem Ablauf 
desjenigen Monats, in welchem das Aus⸗ 
ſcheiden oder die Entlaſſung aus dem 
Dienſte oder die Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand eingetreten iſt; 

2. für den Beamten, welcher witwen⸗ und 
waiſengeldberechtigte Angehörige nicht be⸗ 
ſitzt, mit dem Zeitpunkte der Verſetzung 
in den Ruheſtand; 

3. für den penſionierten Beamten mit dem 
Ablauf desjenigen Monats, in welchem 
die unter Ziffer 2 bezeichnete Vorausſetzung 
zutrifft. 

8 7 


Von fünf zu fünf Jahren iſt eine verſicherungs⸗ 
techniſche Prüfung der Anſtalt vorzunehmen. Nach 
dem Ergebnis derſelben beſchließt der Provinzial⸗ 
landtag über eine Erhöhung oder eine Ermäßigung 
des im § 3 feſtgeſetzten Witwen⸗ und Waiſengeld⸗ 
beitrages. 

III. Einkaufgeld. Eiſerner Fonds. 

8 


Dem durch die Kapitalzuwendung des Provinzial⸗ 
verbandes — 81 des Statuts — begründeten 
Reſervefonds fließen die Einkaufgelder (58 9 fg.) 
ſowie die nicht zur Verwendung gelangten Witwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträge und Zinſen zu. Derſelbe 
iſt nach den für die Belegung von Mündelgeldern 
geltenden geſetzlichen i zinsbar anzulegen. 


Jedes Mitglied hat bel ſeinem Beitritt ein Ein⸗ 
kaufgeld zu zahlen, welches zu dem Betrage der von 
ihm zu entrichtenden Witwen⸗ und Waiſengeldbeiträge 
in demſelben Verhältniſſe ſteht, wie der Beſtand des 
eiſernen Fonds zu den Witwen⸗ und Waiſengeld⸗ 
beiträgen der übrigen Mitglieder der Anſtalt. 

10 


Bei Kommunalverbänden wird hierbei der Beſtand 
des eiſernen Fonds um das Grundkapital von 
300000 Mark gekürzt; auch iſt ihnen freigeſtellt, 
ſtatt der Kapitalzahlung die Entrichtung eines Zu⸗ 
ſchlages zu den Witwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen in 
Höhe von 2 v. H. der Beitrittsgehälter auf die 
Dauer von 20 Jahren zu übernehmen. 

1 


12 
1 Soll ein beim Beitritt eines Mitgliedes nach 
§ 2 Abſ. 2 von der Beteiligung ausgeſchloſſener 
Beamter ſpäter der Anſtalt zugeführt werden, ſo iſt 


für ihn ein Einkaufgeld zu zahlen, welches nach 
Verhältnis des für ihn abzuführenden Witwen⸗ und 
Waiſengeldbeitrages gemäß den Beſtimmungen in 
den 88 9, 10 zu ermitteln iſt. 

2 In gleicher Weiſe iſt das Einkaufgeld zu 
beſtimmen für die Beamten der nach § 2 Abſ. 3 
nachträglich der Anſtalt zuzuführenden Beamtenklaſſen. 

IV. Witwen- und Walſengeld. 
8 12. 

Die Hinterbliebenen eines Beamten, für welchen 
zur Zeit ſeines Todes ein Mitglied zur Entrichtung 
des Witwen⸗ und Waiſengeldbeitrages an die Anſtalt 
verpflichtet geweſen iſt, haben an die letztere einen 
Anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld nach Maß⸗ 
gabe der für die Hinterbliebenen der unmittelbaren 
Staatsbeamten jeweilig geltenden Beſtimmungen. 
Für den hiernach zuläſſigen Höchſtbetrag iſt allein 
die nach 8 3 Abſ. 3 zugrunde zu legende Penſion 
maßgebend. 5 

13. 


8 
Haben die Witwen und die hinterbliebenen 
Kinder anderweit einen Rechtsanſpruch auf Witwen⸗ 
und Waiſenverſorgung auf Grund der für den ver⸗ 


ſtorbenen Beamten nach $ 3 angerechneten Dienſtzeit 


im Reichs⸗, Staats, Kommunal, Kirchen⸗ oder 
Schuldienſte oder im Dienſte einer landesherrlichen 
Haus⸗ oder Hofverwaltung, ſo vermindert ſich das 
Witwen⸗ und Waiſengeld um den Betrag dieſes 
anderweiten Verſorgungsanſpruches, inſoweit derſelbe 
den auf jene frühere Dienſtzeit des verſtorbenen 
Beamten entfallenden Teil des Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
geldes nicht überſteigt. 


Stirbt ein Beamter, für welchen zur Zeit ſeines 
Todes ein Mitglied zur Entrichtung des Witwen⸗ 
und Waiſengeldbeitrages an die Anſtalt verpflichtet 
geweſen iſt, vor Erfüllung der ſeine Penſions⸗ 
berechtigung bedingenden Dienſtzeit (8 3 Abſ. 2), fo 
kann der Witwe und den Waiſen desſelben von dem 
Provinzialausſchuß im Einverſtändnis mit dem 
Mitgliede, in deſſen Dienſten der Verſtorbene ge: 
ſtanden hat, Witwen⸗ und Waiſengeld bis zu einem 
Drittel des penſionsfähigen Dienſteinkommens des⸗ 
ſelben bewilligt werden. 


1 Mit der aus 8 14 ſich ergebenden Maßgabe 
erfolgt die Beſtimmung darüber, ob und welches 
Witwen⸗ und Waiſengeld der Witwe und den Waiſen 
des Beamten zuſteht, nach Anhörung des Mitgliedes, 
in deſſen Dienſten der Verſtorbene geſtanden hat, 
durch den Landesdirektor. 

2 Die Beſchreitung des Rechtsweges ſteht den 
Beteiligten offen, doch muß die Entſcheidung des 
Landesdirektors der Klage vorhergehen und dieſe ſo⸗ 
dann bei Verluſt des Klagerechtes innerhalb ſechs 
Monaten, nachdem den Beteiligten die Entſcheidung 
des Landesdirektors bekannt gemacht worden, erhoben 
werden. 


* 


4 


20% 


V. Berwakunn der Anſtalt. 
1 


1 Die Anſtalt verkehrt mit den beteiligten 
Beamten und deren Hinterbliebenen durch Ver⸗ 
mittelung ihrer Mitglieder. Dieſe haben ihre 
Schreiben und Geldſendungen koſtenfrei dem Pro⸗ 
vinzialverbande zu überſenden und erhalten, ſoweit 
e nicht Kommunalverbände find, Schreiben und 
Geldſendungen koſtenpflichtig. 

Die Mitglieder, welche nicht Kommunal⸗ 
. find, haben als Beitrag zu den Ver⸗ 
v. Fungetoſten alljährlich einen Zuschlag von zwei 
Wir zu den in dem Rechnungsjahre abgeführten 
85 ven⸗ und Waiſengeldbeiträgen zu zahlen. Dieſe 
ae 85 Dee bei Provinzialverbande überwieſen, 

im übrigen di s 
entgeftig führte ie Verwaltung der Anſtalt un 

17. 

Die at i 
1590 ingen der Anſtalt ſind nach 
Wogen dnn Prüfung den Mitgliedern vier 
die gegen die Gen Einſicht offen zu halten. Ueber 
entfheidet der Brodinlatt genen Erinnerungen 
jährlich iſt der Ne, 
einer Ueberſicht des Te her Je 5 
die Amtsblätter der Provinz zu veröffentlichen 

J. Ausſcheiden einzelner Verbände. 


ı Bi 
von zehn Jahnel dur find berechtigt, nach Ablauf 


jahres nach vorausgegan 9 0 e 
gung von der Anſtalt i Maßgase er Kurdi⸗ 
treten, daß fie hinſichtlich ihrer nach n en; 
des Rechnungsjahres angeſtellten Beamten bei 1 
Anſtalt nicht beteiligt find. Ri gleicher Weiſe N 
der Provinzialausſchuß nach blauf der zehnſübrigen 
Friſt einem nach der Schlußbeſtimmung im 8 1 zu⸗ 
gelaſſenen Mitgliede die Beteiligung an der Anſtalt 
aufkündigen, doch iſt dasſelbe berechtigt, binnen vier 
Wochen nach Behändigung der Kündigung die 
Berufung an den Provinziallandtag einzulegen. 

159 0 dieſem Falle iſt dem ausſcheidenden Mit⸗ 
gliede das von ihm eingezahlte Einkaufgeld in dem 
Maße zurückzugewähren, als ſich die von ihm zur 
geil des Ausſcheidens zu zahlenden Witwen. und 

aiſengeldbeiträge demnächſt vermindern. 
19 


1 849. 
Ente ne die Rückzahlung von 


Falle der Tei 
des oder ber Teilung eines Kommunal⸗ 


a ereinigung mehrerer Kommunal 
ver ar 
enge iſt das von den aufgelöſten Verbänden 
Verbänden n au, das von den nenen 
in 
taufgeld anzurechnen ritt etwa zu zahlende Ein- 


VII. Erwerb perfönti itali 
. Mitgliedſchaft. 


Beamte, welche aus dem Dienſte eines Mit⸗ 


gliedes der Anſtalt ausſcheiden, ohne in den Dienſt 
neies anderen Mitgliedes überzugehen, können außer 
im Falle disziplinarer Amtsentfernung perſönlich die 
Mitgliedſchaft fortſetzen. Die Abſicht der Fortſetzung 
iſt binnen ſechs Monaten zu erklären. 

2 Die Beiträge bemeſſen ſich nach dem Dienſt⸗ 
einkommen, mit dem der Beamte zuletzt durch das 
Mitglied, aus deſſen Dienſten er ausſcheidet, beteiligt 
worden iſt, bezw. ſobald die Vorausſetzungen für den 
Uebertritt in den Ruheſtand erfüllt ſind, worüber 
der Provinzialausſchuß endgültig entſcheidet, nach dem 
unter Hinzurechnung der Zwiſchenzeit ſich ergebenden 
Ruhegehalt. 

3 Das Verſicherungsverhältnis erliſcht, ohne 
daß ein Anſpruch auf Rückzahlung der Beiträge ent⸗ 
ſtände, wenn der Beamte mit zwei Vierteljahrs⸗ 
beiträgen rückſtändig iſt, ohne Stundung erhalten zu 
haben. Die Stundung kann nur auf ſechs Monate 
von der Fälligkeit des letzten Beitrages ab gewährt 
werden. Ueber Stundungsgeſuche entſcheidet der 
Provinzialausſchuß. 

VIII. Wuflsfen der Anſtalt. 
1 


1 Im Falle der Auflöſung der Anſtalt ſind die 
alsdann beteiligten Mitglieder verpflichtet, gegenüber 
ihren Beamten bezw. den Witwen und Waiſen ihrer 
verſtorbenen Beamten die der Anſtalt obliegenden 
Verpflichtungen — bei Forterhebung der nach 8 3 
Abf. 6 den Beamten und deren Hinterbliebenen auf⸗ 
erlegten Beiträge — zu erfüllen, wogegen ihnen ihr 
Anteil an dem Vermögen der Anſtalt nach Maßgabe 
des Statuts ausgeantwortet wird. 

Die beteiligten Beamten bezw. deren Witwen 
und Waiſen haben keinen Anſpruch auf Befriedigung 
oder Abfindung aus dem Vermögen der Anſtalt. 

Vorſtehendes Reglement iſt in der heutigen 
Sitzung von dem Brandenburgiſchen Provinzialland⸗ 
tage beſchloſſen worden. 

Berlin, den 24. Februar 1908. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 

(Siegel.) Unterſchrift. 

Das vorſtehende, von dem Brandenburgiſchen 
Provinziallandtage in der Sitzung vom 24. Februar 
1908 beſchloſſene Reglement der Brandenburgiſchen 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgungsanſtalt wird hierdurch 
genehmigt. 

Berlin, den 16. Juli 1908. 

(Siegel.) 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 

Im Auftrage. Im Auftrage. 

Unterſchrift. Unterſchriſt. 
Genehmigung. M. d. J. Ib. 1147. F.⸗M. I. 12 395. 

Vorſtehendes Reglement bringe ich gemäß 8 8 
Abſatz 2 der Provinzialordnung zur öffentlichen 
Kenntnis. 

Berlin, den 31. Juli 1908. 

Der Landesdirektor der Provinz Brandenburg. 
Zu Tgb. Nr. 1120a C. 
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Bekanntmachung 
des Regierungs⸗Präſidenten zu Poſen. 
596. In Splawie, Kreis Poſen⸗Oſt, iſt die 
Maul⸗ und Klauenſeuche ausgebrochen. 
Poſen O., Taubenſtraße Nr. 1, 
den 5. Auguſt 1908. 
Der Königliche Regierungspräſident. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
597. Der Herr Oberpräſident hat am 23. Juli 
d. Js. dem Verein Lutherſtiftung zu Frankfurt a. O. 
die Genehmigung erteilt, im Jahre 1909 bis Ende 
November in den evangeliſchen Haushaltungen des 
Regierungsbezirks Frankfurt a. O. ſowie der Kreiſe 
Oberbarnim und Beeskow⸗Storkow des Regierungs⸗ 
bezirks Potsdam eine Hauskollekte abzuhalten, ſofern 
die Lutherſtiſtung ſich der von der Kollektenordnungs⸗ 
ſtelle in Berlin, Paſſauerſtraße 37a, aufgeſtellten 
Sammelordnung einfügt. Die mit der Ausführung 
der Sammlungen beauftragten Perſonen ſind mit 
ordnungsmäßigen, polizeilich beglaubigten Ausweiſen 
ſowie mit paginierten und beglaubigten Sammel⸗ 
büchern zu verſehen und haben fh vor dem Beginne 
ihrer Tätigkeit unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei 
der Ortspolizelbehoͤrde zu melden. Die Herren 
Landräte und Oberbürgermeiſter wollen dafür ſorgen, 
daß die Einſammlung der Kollekte nicht gehindert wird. 
Ueber das Ergebnis der Kollekte hat der Verein 
mir behufs Weitergabe an den Herrn Oberpräſi⸗ 
denten unter Beifügung der Belege und Sammel⸗ 
bücher Rechnung zu legen. 
Frankfurt a. O., den 4. Auguſt 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
598. Der Herr Oberpräſident hat am 25. Juli 
d. Js. dem Convent der Barmherzigen Brüder in 
Steinau a. O. die Genehmigung erteilt, auch im 
Jahre 1909, ausſchließlich Dezember, bei den katholi⸗ 
ſchen Einwohnern des Kreiſes Sorau, ſowie der 
Städte Forſt, Guben und Spremberg in der bis» 
herigen Weiſe einmalige milde Beiträge einzuſammeln 
unter der Bedingung, daß ſich der Convent der von 
der Kollektenordnungsſtelle in Berlin, Paſſauer⸗ 
ſtraße 37 a, aufgeſtellten Sammelordnung einfügt. 
Den Ortspolizeibehörden iſt vor Beginn der Samm⸗ 
lung von den Kollektanten Mitteilung zu machen. 
Die beteiligten Herren Landräte und Ober⸗ 
bürgermeifter wollen dafür ſorgen, daß die Ein⸗ 
ſammlung der Kollekte nicht gehindert wird. 
Frankfurt a. Oder, den 4. Auguſt 1908. 
Der Regierungs⸗Präſtdent. 
599. Den nachſtehend aufgeführten 10 Schweſtern 
der Berufsorganiſation der Krankenpflegerinnen 
Deutſchlands iſt der Ausweis für ſtaatlich anerkannte 
Krankenpflegeperſonen erteilt worden: 1. Anna 
Merteus, 2. Marie Murawski, 3. Anna 
Linde, 4. Eliſabeth Spornberger, 5. Agnes 


Peterſen, 6. Eliſabeth Vogt, 7. Anna Schweig⸗ 
höfer, 8. Dorothea Hoppe, 9. Hermine Rühm⸗ 
korb, 10. Anna Marie Schieritz. 
Frankfurt a. O., den 5. Auguſt 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
600. Nachdem eine größere Anzahl von Gewerbe⸗ 
treibenden die Anordnung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen Laden⸗ 
geſchäfte während des ganzen Jahres mit Ausnahme 
des Monats Dezember und aller Sonnabende in 
der Stadtgemeinde Sorau N.⸗L. beantragt hat, wird 
hiermit bekannt gemacht, daß der Herr Erſte Bürger⸗ 
meiſter in Sorau N.⸗L. von mir zum Kommiſſar 
behufs Feſtſtellung der gemäß § 139 f Abſatz 2 der 
Gewerbeordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1900 
erforderlichen Zahl von einem Drittel der beteiligten 
Geſchäftsinhaber ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 2. Auguſt 1908. 

Der Reglerungs⸗Präſident. 
601. Mit landesherrlicher Genehmigung iſt aus 
dem Gute Denkhaus mit dem Vorwerk Neu⸗Helpe im 
Kreiſe Arnswalde, welches die nachſtehend aufge- 
führten, bis jetzt in der Grundſteuermutterrolle des 
Gutsbezirks Helpe unter Artikel 2 und 3 verzeichneten 
Grundſtücksflächen mit einem Geſamtflächeninhalt 
von 334,9678 ha umfaßt, unter Abtrennung von dem 
Gutsbezirk Helpe ein ſelbſtändiger Gutsbezirk mit 
dem Namen „Denkhaus“ gebildet worden. Guts⸗ 
bezirk Helpe 1. Gemarkung Neu⸗Helpe, Kartenblatt 1% 
Parzellen Nr. 1, 2, 4 bis inkl. 8, 39/9 und 10 
bis inkl. 32, 2. Gemarkung Denkhaus, Kartenblatt 1 
Parzellen Nr. 1 bis inkl. 8, 10 bis inkl. 28, 28 a, 
50/99, 52/29 ac., 51/30, 53/30 und 31 bis inkl. 43. 

Frankfurt a. O., den 7. Auguſt 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Perſonal⸗Nachrichten. 

602. Die Wahl des Polizeiſekretärs Riege 
zu Cüſtrin zum Bürgermeiſter der Stadt Fürſten⸗ 
felde Nm. auf die geſetzliche zwölfjährige Dienſt⸗ 


periode iſt beſtätigt worden. . 
Vermiſchtes. 
603. Gemäß 8 5 der Alerhöchften Genehmi⸗ 


gungs⸗Urkunde vom 4. April 1901, betreffend die 
Ausgabe von Schuldverſchreibungen der Lauſitzer 
Eiſenbahngeſellſchaft in Sommerfeld wird hiermit 
bekannt gegeben, daß die im Jahre 1908 vorzu⸗ 
nehmende Ausloſung 5 
von 12 Stück Schuldverſchreibungen Lit. A zu M. 1000 u. 
von 24 „ " Lit. B „ 500 3 
am Sonnabend den 5. September 1908 
nachmittags 4 Uhr im Geſchäftszimmer des 
Kgl. Notars, Herrn Juſlizrat Janenſch in Sommer⸗ 
feld vorgenommen werden wird. 7 
Sommerfeld, den 3. Auguſt 1908. 7 
Lauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft. ( 
Die Direktion: (gez.) J. Schweitzer. 
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